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Antworten
1. Unter welchen Voraussetzungen kann ich dem 

Branchenmodell Zukunftsfonds Medien, Druck und 
Papier beitreten?

 Grundsätzlich können alle Unternehmen aus den  Branchen 
Medien, Druck und Papier – unabhängig davon, ob sie 
einer Tarifbindung unterliegen – dem Branchenmodell 
Zukunftsfonds beitreten.

2.  Kommen auf mich als Arbeitgeber zusätzliche  
Kosten durch den Beitritt zum Zukunftsfonds zu?

 Nein. Die Aufnahme in das Branchenmodell ist ge-
bührenfrei.

 
 Die Beiträge, die die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter 

von ihrem / seinem Entgelt umwandelt, sind bis zu 4 % 
der jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze West der 
gesetz lichen Rentenversicherung sozialversicherungsfrei. 
Wandelt die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter also an 
sich sozialversicherungspflich tige Entgeltbestandteile 
unterhalb dieser Beitragsbemessungsgrenze um, so spart 
nicht nur sie / er die Beiträge, sondern auch Sie als Arbeit-
geber. Damit gleichen Sie den minimalen Verwaltungsauf-
wand, der bei Ihnen anfällt, bei weitem aus. 
 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter können bis zu 8 % der 
jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze West der gesetzli-
chen Rentenversicherung jährlich steuerfrei für ihre Alters-
versorgung aufwenden. Allerdings ergeben sich daraus 
keine Vorteile für das Unternehmen.

3.  Wie kann ich meine Mitarbeiterinnen und  
Mitarbeiter über den Zukunftsfonds informieren?

 Es ist ratsam, dass Sie als Arbeitgeber Ihre Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter ggf. gemeinsam mit dem Betriebsrat 
über den Anspruch auf Entgeltumwandlung informieren. 
Neben einem Aushang am Schwarzen Brett empfehlen 
wir Ihnen eine Mitteilung in der nächsten Entgeltabrech-
nung. Einschlägige Informationsunterlagen stellen wir 
Ihnen gerne zur Verfügung. Auf Wunsch besteht auch die 
Möglichkeit, die Belegschaft im Rahmen einer Betriebs-
versammlung durch regionale zertifizierte Zukunftsfonds-
betreuer informieren zu lassen. 

 Der Anspruch der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf 
Entgeltumwandlung kann nur schriftlich geltend gemacht 
werden. Hierfür erhalten Sie von uns entsprechende 
Formulare, die Sie z. B. mit der Entgeltabrechnung an Ihre 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verteilen können.

4.  Welche Vorteile bietet das Branchenmodell?

  Geringer Verwaltungsaufwand durch kostenfreies,  
digitales Verwaltungsportal HDI bAVnet

  Keine Verluste beim angesparten Kapital für die 
Mitarbeiterin / den Mitarbeiter bei Arbeitgeberwechsel

  Attraktives Preis- / Leistungsverhältnis durch  
besondere Konditionen der Branchenlösung

  Sicherheit der Kapitalanlagen durch staatliche  
Versicherungsaufsicht

  Nutzung der staatlichen Förderung im Rahmen der  
betrieblichen Altersversorgung ist gewährleistet

  Geringverdiener-Förderung gemäß Betriebsrenten-
stärkungsgesetz integrierbar

  Minimierung des gesetzlich bestehenden Haftungs-
risikos

  Keine zusätzlichen Kosten für die Arbeitgeber
  Keine Insolvenzsicherungskosten
  Keine bilanziellen Auswirkungen

5.  Können meine Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter bestimmen, bei welchem Anbie   ter sie ihre 
Altersvorsorge  verträge abschließen wollen?

 Nein. Der Anbieter wird von den Tarifparteien festgelegt. 

6.  Wie wird die Entgeltumwandlung beantragt?
 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter können durch Entgeltum-

wandlung zusätz lich etwas für ihre Altersversorgung tun. 
Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter eröffnet sich damit 
die Option, einen Teil ihres / seines Brutto einkommens steu-
er- und sozial abgabenfrei auf ihr / sein persönliches Alters-
vorsorgekonto einzuzahlen. Dazu muss die Mitarbeiterin 
oder der Mitarbeiter einen schriftlichen und eigenhändig 
unterschriebenen Antrag bei ihrem / seinem Arbeitgeber 
stellen. 

 Entsprechende Formulare werden Ihnen von uns zur  
Verfügung gestellt.



7.  Welche Entgeltbestandteile können umgewandelt 
werden?

 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter können eine Ent-  
geltumwandlung aus der Jahresleistung bzw. Jahres- 
sonder zahlung, dem zusätz lichen Urlaubsgeld, aus den 
ver mögens   wirksamen Leistungen sowie – durch frei-
willige Betriebsverein barung (zwischen Arbeitgeber und 
Betriebs rat) – auch aus anderen Entgeltbestandteilen (z. B. 
aus dem laufenden monatlichen Entgelt) vornehmen. 

 Sofern kein Betriebsrat vorhanden ist, ist dies auch durch 
eine freiwillige Vereinbarung der Arbeitsvertragsparteien 
möglich. Die umzuwandelnden Entgeltbestandteile dürfen 
zum Zeitpunkt der Umwandlungserklärung zwar bereits 
erdient, aber noch nicht fällig sein.

8.  Was ist bei Gehaltspfändung zu beachten?
 Eine Entgeltumwandlung in Höhe des Rechtsanspruchs 

von 4 % der jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze West 
(BBG) zählt nicht zum pfändbaren Einkommen. Dies gilt 
auch dann, wenn die Entgeltumwandlung erst nach Zu-
stellung des Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses 
vereinbart wurde.

9.  Gibt es eine Mindesthöhe für die Entgeltumwand-
lung?

 Die Entgeltumwandlung muss mindestens 1/160 der 
Bezugsgröße nach § 18 Abs. 1 des Sozialgesetzbuches 
Viertes Buch (in 2023 also mind. 254,63 Euro) pro Jahr 
betragen.

10. Gibt es eine Höchstgrenze für die Entgeltum- 
wandlung?

 Ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter können zunächst 
einmal bis zu 4 % der je wei    ligen Beitragsbemessungsgrenze 
West der gesetz lichen Renten versicherung steuerfrei für 
ihre Altersversorgung gemäß § 3 Nr. 63 EStG aufwenden 
(in 2023 sind dies 3.504 Euro p. a.). Bis zu dieser Grenze 
sind die Beiträge auch sozialversiche rungsfrei.

 Wenn Ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter darüber hinaus 
in eine Altersversorgung investieren möchten, können wei-
tere 4 % der jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze West 
der gesetzlichen Rentenversicherung jährlich steuerfrei um-
gewandelt werden, sofern Ihr Unternehmen dem zustimmt. 
 

Zu beachten ist: Pauschalbesteuerte Beiträge gemäß  
§ 40b EStG a. F. sind auf den steuerfreien Förderrahmen 
von 8 % der jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze West 
der gesetzlichen Rentenversicherung anzurechnen. Wird 
die Pauschalierung nach § 40b EStG a. F. angewendet, gilt 
weiter die Höchstgrenze von 1.752 Euro jährlich.

 Neben einer Bruttoentgeltumwandlung können Ihre Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter ihren Beitrag auch aus dem 
Nettogehalt zahlen. Und profitieren damit von der / den 
Riester-Zulage[n] und ggf. einem Sonderausgabenabzug 
im Rahmen der Riester-Förderung nach § 10a EStG. Der 
gesetzliche Arbeitgeberzuschuss entfällt in diesem Fall. 
Doch Achtung: Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter kann 
die Riester-Förderung in der bAV verlangen.

11. Welche Tarife werden in dem Branchenmodell 
angeboten?

 Im Rahmen des Zukunftsfonds werden ausschließlich 
Rentenver sicherungen mit Kapitalwahlrecht angeboten. 

12. Wie lange ist die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter 
an ihre / seine Entscheidung einer Entgeltumwand-
lung gebunden?

 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind ein Kalenderjahr 
an ihre Entscheidungen gebunden. Danach können sie die 
Vereinbarung jederzeit schriftlich widerrufen und ihren 
Wünschen anpassen. 
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13. Was ist zu beachten, wenn eine Mitarbeiterin oder 
ein Mitarbeiter ausscheidet?

 Scheidet eine Beschäftigte oder ein Beschäftigter aus 
Ihrem Unternehmen aus, wird die Versicherung auf die 
Mitarbeiterin oder den Mitarbeiter übertragen.

 Weiterhin besteht auch die Möglichkeit, dass die Mitar-
beiterin oder der Mitarbeiter die Versorgung mit eigenen 
Beiträgen fortsetzen kann.

 Für Sie bedeutet das: Kein Verwaltungsaufwand nach 
Ausscheiden der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters.  
Die erworbenen Ansprüche bleiben Ihrer ehe maligen 
Mitarbeiterin oder Ihrem ehemaligen Mitarbeiter erhalten. 
Wechselt die Mitarbeiterin / der Mitarbeiter den Arbeits-
platz innerhalb der Branche und ist der neue Arbeitgeber 
ebenfalls dem Zukunftsfonds beigetreten, so wechselt 
die Verwaltung von Ihnen zum neuen Arbeitgeber. Die 
Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter kann ihre / seine Alters-
versorgung dort fortführen. 

 In allen anderen Fällen kann der Wert der Zusage auf den 
neuen Arbeitgeber übertragen werden. Für Neuzusagen 
seit 2005 hat die Beschäftigte oder der Beschäftigte sogar 
einen Rechtsanspruch auf Übertragung des Wertes. Der 
neue Arbeitgeber erteilt dann eine Neuzusage. Alternativ 
kann er eine Direktversicherungs-, eine Pensionskassen- 
oder eine Pensionsfonds-Zusage erteilen. Die steuerliche 
Förderung ändert sich in jedem Fall nicht.

14. Können vermögenswirksame Leistungen auch im 
Rahmen des Zukunftsfonds umgewandelt werden?

 Ja. Die vermögenswirksamen Leistungen können nicht  
nur in einem Bausparvertrag oder im Rahmen eines Raten-
sparvertrages bei einer Bank oder Sparkasse an gelegt 
werden, sondern auch in eine Direktversicherung. 

 Werden vermögenswirksame Leistungen zugunsten einer 
Direktversicherung umgewandelt, bleiben diese ebenfalls 
bis 4 % der jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze der ge-
setzlichen Rentenversicherung West sozialversicherungsfrei.

15. Ist es wirtschaftlich, bestehende Verträge über 
vermögenswirksame Leistungen zu kündigen?

 Bei einer Kündigung bestehender Verträge über ver mögens- 
wirk same Leistungen entfallen die staatliche Arbeitneh-
mersparzulage sowie die Wohnungsbauprämie, die erst 
nach Ablauf von sieben Jahren Sparen in einer Summe  
gewährt werden. Daher hängt die Frage, ob eine Kündigung 
sinnvoll ist, wesentlich davon ab, wie lange der Vertrag 
bereits läuft und ob die Mitarbeiterin / der Mitarbeiter 
zulagenberechtigt ist oder nicht. Sobald bestimmte 
Einkommensgrenzen überschritten werden, entfallen 
Arbeitnehmersparzulage und Wohnungsbauprämie. Eine 
Kündigung in den ersten Jahren kann sich lohnen, da ein 
Verzicht auf den Zulagenanspruch – sofern überhaupt 
vorhanden – durch Sozialversicherungs- und Steuerfreiheit 
mindestens ausgeglichen werden kann.

 Der bestehende VL-Vertrag kann auch zum Ruhen gebracht 
werden. Das heißt, in den bestehenden Vertrag wird nichts 
mehr eingezahlt. Am Ende der Vertragslaufzeit erhält die 
Mitarbeiterin / der Mitarbeiter das angesparte Geld plus 
ggf. Zulagenförderung ausgezahlt. 

 Die Mitarbeiterin / der Mitarbeiter kann auch den bisher 
nach Tarifvertrag vom Arbeitgeber als vermögenswirksa-
me Leistung zu zahlenden Betrag (26,59 Euro monatlich 
bei Vollzeitbeschäftigten) selbst übernehmen und bis zum 
Ende der Vertragslaufzeit einzahlen. Das ausgezahlte Netto-
gehalt verringert sich dann allerdings entsprechend.
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16. Warum ist der Zukunftsfonds die von den Tarifver-
tragsparteien bevorzugte Altersvorsorgeeinrichtung? 
Der Zukunftsfonds bietet folgende wesentliche Vorteile:

  Die Direktversicherung als einen bewährten und modernen 
Durchführungsweg mit geringem Verwaltungsaufwand. 

  Es gibt keine Bilanzberührung, d. h. es müssen keine 
Rückstellungen gebildet werden, und die Versicherun-
gen sind auch nicht zu aktivieren. 

  Der Tarif des Zukunftsfonds ermöglicht Ihnen und den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern eine flexible Bei-
tragszahlung, z. B. während der Elternzeit oder auch bei 
wirtschaftlichen Engpässen der Mitarbeiterin / des Mit-
arbeiters.

  Der Zukunftsfonds ermöglicht die nachgelagerte Besteu-
erung und Verbeitragung der Leistung, d. h., die Renten- 
bzw. die Kapitalleistung wird bei deren Auszahlung im 
Rentenalter besteuert und ggf. mit Beiträgen zur Kran-
ken- und Pflegeversicherung der Rentner belegt. Dann 
ist der Steuersatz erfahrungsgemäß deutlich geringer 
als in der aktiven Zeit. In der Krankenversicherung grei-
fen im Versorgungsbezug eine dynamische Freigrenze 
bzw. ein Freibetrag. 

  Der Zukunftsfonds ist ein Durchführungsweg (Direktver-
sicherung), bei dem die steuerlichen Fördermöglichkeiten 
bestmöglich ausgenutzt werden. 

  Bei einem Arbeitgeberwechsel kann das angesparte 
Kapital der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters verlust-
frei auf den neuen Arbeitgeber übertragen werden.

17. Wie werden die Renten bzw. Leistungen besteuert 
und verbeitragt? Wer trägt die Steuern und Sozial-
abgaben?

 Grundsätzlich gilt für den Zukunftsfonds das Prinzip der 
nachgelagerten Besteuerung gemäß § 3 Nr. 63 EStG, d. h. 
es besteht Steuerfreiheit in der Ansparphase. Dies gilt für 
Beiträge bis maximal 8 % der jeweiligen Beitragsbemes-
sungsgrenze West in der gesetzlichen Rentenversicherung 
(im Jahr 2023 sind das 7.008 Euro). Darüber hinaus ist ein 
Beitrag bis zu 4 % der jeweiligen Beitragsbemessungs-
grenze West in der gesetzlichen Rentenversicherung 
sozialversicherungsfrei. Sofern die Riester-Förderung ge-
nutzt wird, erhält die Mitarbeiterin / der Mitarbeiter in der 
Ansparphase staatliche Zuschüsse und ggf. Steuervorteile. 
Die Grundzulage beträgt jährlich 175 Euro und pro Kind 
185 Euro oder 300 Euro, je nach Geburtsjahr. Die Beiträge 
können von der Steuer abgesetzt werden. Die Höhe Ihres 
Steuervorteils hängt vom individuellen Einkommensteuer-
satz ab. 

 Die Leistungen werden unabhängig von der Förderart erst 
im Rentenalter versteuert. Da das Einkommen im Renten-
bezug regelmäßig niedriger ist als im Erwerbsleben, ergibt 
sich neben einem Steuerstundungseffekt in der Regel auch 
eine tatsächliche Steuer ersparnis bei der Mitarbeiterin oder 
des Mitarbeiters.  
 
Die fälligen Versorgungsleistungen stellen in der gesetz-
lichen Kranken- und Pflegeversicherung beitragspflichtige 
Einnahmen dar. Für Pflichtversicherte besteht in der gesetz-
lichen Kranken- und Pflegeversicherung eine Freigrenze, 
d.h. keine Beitragspflicht bei einer monatlichen Rente 
bis 169,75 Euro. Kapitalleistungen werden auf 10 Jahre 
verteilt und in Höhe von 1/120-tel je Monat den beitrags-
pflichtigen Einnahmen zugerechnet.

 Wenn die Freigrenze überschritten wird, können Pflichtver-
sicherte in der gesetzlichen Krankenversicherung zusätz-
lich einen Freibetrag für monatliche Renten von weiteren 
169,75 Euro nutzen (alle Werte 2023).
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18. Können auch leitende Angestellte zum Zukunftsfonds
 angemeldet werden und von der Entgeltumwandlung
 Gebrauch machen?
 Ja. Auch wenn der Anspruch auf Entgeltumwandlung 

nicht gilt, ist eine freiwillige Vereinbarung möglich.

19. Welche Unterstützung bietet der Zukunftsfonds bei 
der Umsetzung der betrieblichen Altersversorgung?

  Der Zukunftsfonds bietet die Beratung bei allen 
Unternehmen bzw. Unternehmens- und Konzernver-
bundteilen an, unabhängig von der tatsäch li chen 
Betriebs größe. Dies beinhaltet eine Beratung aller 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. In den Betrieben 
finden eigene Informationsveran staltungen für die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter statt. Im Anschluss daran 
erfolgen die Beratungen im Rahmen von Einzelgesprä-
chen. Es werden ausschließlich geprüfte Unterlagen 
verwendet. 

  Der Beratungsprozess erfolgt in standardisierter und mit 
dem Zukunftsfonds abgestimmter Form unter Verwendung 
des individuellen Beratungsprotokolls zum Zukunftsfonds. 
 
Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wird im Erst-
gespräch ein Versorgungskonzept (VeKo) zur Verfügung 
gestellt. Sie / er unterzeichnet entweder im Erstgespräch 
oder zu einem späteren Zeitpunkt ein Anfrageformular 
und eine Entgeltumwandlungsvereinbarung, die der 
Vermittler dem Arbeitgeber aushändigt. Die Anmeldung 
erfolgt listenmäßig grundsätzlich durch den Arbeitgeber.

  Im Rahmen des Beratungsgesprächs während der  
Arbeitszeit besteht ein aktives Cross-Selling-Verbot bei 
der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter. Das bedeutet, 
dass ausschließlich eine anlassbezogene Beratung zur 
betrieblichen Altersversorgung stattfinden darf. 

  Die Beratung der Geschäftsleitung und der Personal- 
und Sozialabteilung beim Arbeitgeber erfolgt in erster 
Linie zu den Themen der gesetzlichen Grundlagen der 
betrieblichen Altersversorgung und den tarifvertragli-
chen Bestimmungen. Die Personal- und Entgeltabrech-
nungsabteilungen erhalten Hilfestellungen bei Fragen 
zur Abwicklung und Verwaltung der Anträge und Verträge 
des Zukunftsfonds. 

20. Ist der Schutz der persönlichen Daten meiner
 Mitarbeiterin oder meines Mitarbeiters im 

Branchen modell gewährleistet?
 Der Zukunftsfonds verpflichtet sich, die Daten der tat-

sächlich im Rahmen des Zukunftsfonds abgeschlossenen 
Verträge nicht für andere Zwecke zu verwenden.

21. Was ist im Rahmen des Nachweisgesetzes bei Um-
setzung einer Direktversicherung zu beachten?

 Das Nachweisgesetz für Transparenz im Arbeitsverhältnis 
umfasst grundsätzlich auch die betriebliche Altersversor-
gung. Neue Entgeltumwandlungsvereinbarungen ab dem 
01.08.2022 sollten stets vom Arbeitgeber schriftlich unter-
zeichnet werden und der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter 
in Papierform ausgehändigt werden. Das gilt auch dann, 
wenn der Beratungs- und Abschlussprozess digital erfolgt.

Haben Sie noch Fragen?

Sie können sich von montags bis freitags von 
08.00 Uhr bis 17.00 Uhr bei Fragen zur Entgeltum -  
wandlung an die Hotline 0800 7236671 * wenden.

www.zukunftsfonds-medien-druck-papier.de
* Kostenloser Anruf
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